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TOP 2 Asyl- und Flüchtlingspolitik 

 hier: Übernahme der Kosten der Unterkunft und Heizung für 
anerkannte Asyl- und Schutzberechtigte durch den Bund 

 

Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Länder 

fassen folgenden Beschluss: 

 

Der Bund erhöht befristet für drei Jahre die Bundesbeteiligung an den 

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach SGB II für die flüchtlings-

bedingten Mehrbelastungen ab 2016 in Anlehnung zum Verfahren bei 

Leistungen für Bildung und Teilhabe auf 100 Prozent, um dadurch die 

Kommunen um 400 Mio. Euro in 2016 und voraussichtlich um 900 Mio. Euro 

in 2017 und 1.300 Mio. Euro in 2018 zu entlasten. Die Verteilung auf die 

Länder erfolgt für das Jahr 2016 nach dem Königsteiner Schlüssel, für 2017 

und 2018 in Anlehnung an einen Verteilungsschlüssel, der sich aus den 

tatsächlichen flüchtlingsbedingten Ausgaben für Unterkunft und Heizung des 

Vorjahres ergibt. Bund und Länder werden im Lichte der weiteren Entwicklung 

rechtzeitig über die Notwendigkeit einer Anschlussregelung Gespräche führen. 


